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II 

(Rechtsakte ohne Gesetzescharakter) 

VERORDNUNGEN 

DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) Nr. 974/2011 DER KOMMISSION 

vom 29. September 2011 

zur Genehmigung des Wirkstoffs Acrinathrin gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 des 
Europäischen Parlaments und des Rates über das Inverkehrbringen von Pflanzenschutzmitteln 
sowie zur Änderung des Anhangs der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 540/2011 der 

Kommission und der Entscheidung 2008/934/EG der Kommission 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 des Europäi­
schen Parlaments und des Rates vom 21. Oktober 2009 über 
das Inverkehrbringen von Pflanzenschutzmitteln und zur Auf­
hebung der Richtlinien 79/117/EWG und 91/414/EWG des Ra­
tes ( 1 ), insbesondere auf Artikel 13 Absatz 2 und Artikel 78 
Absatz 2, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Nach Artikel 80 Absatz 1 Buchstabe c der Verordnung 
(EG) Nr. 1107/2009 gilt die Richtlinie 91/414/EWG ( 2 ) 
in Bezug auf das Verfahren und die Bedingungen für die 
Genehmigung von Wirkstoffen, bezüglich derer die Voll­
ständigkeit gemäß Artikel 16 der Verordnung (EG) Nr. 
33/2008 der Kommission vom 17. Januar 2008 
mit Durchführungsbestimmungen zur Richtlinie 
91/414/EWG des Rates in Bezug auf ein reguläres und 
ein beschleunigtes Verfahren für die Bewertung von 
Wirkstoffen im Rahmen des in Artikel 8 Absatz 2 dieser 
Richtlinie genannten Arbeitsprogramms, die nicht in An­
hang I dieser Richtlinie aufgenommen wurden ( 3 ) fest­
gestellt wurde. Acrinathrin gehört zu den Wirkstoffen, 
für die die Vollständigkeit gemäß der genannten Verord­
nung festgestellt wurde. 

(2) Mit den Verordnungen (EG) Nr. 451/2000 ( 4 ) und (EG) 
Nr. 1490/2002 ( 5 ) der Kommission wurden die Durch­
führungsbestimmungen für die zweite und dritte Stufe 
des Arbeitsprogramms gemäß Artikel 8 Absatz 2 der 
Richtlinie 91/414/EWG sowie eine Liste der Wirkstoffe 
festgelegt, die im Hinblick auf ihre mögliche Aufnahme 
in Anhang I der Richtlinie 91/414/EWG bewertet werden 
sollen. In dieser Liste ist auch Acrinathrin aufgeführt. 

(3) Gemäß Artikel 3 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 
1095/2007 der Kommission vom 20. September 2007 
zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1490/2002 mit 
weiteren Durchführungsbestimmungen für die dritte 
Stufe des Arbeitsprogramms gemäß Artikel 8 Absatz 2 
der Richtlinie 91/414/EWG des Rates und zur Änderung 
der Verordnung (EG) Nr. 2229/2004 mit weiteren 
Durchführungsbestimmungen für die vierte Stufe des Ar­
beitsprogramms gemäß Artikel 8 Absatz 2 der Richtlinie 
91/414/EWG des Rates ( 6 ) nahm der Antragsteller seinen 
Antrag auf Aufnahme des Wirkstoffs in Anhang I der 
Richtlinie 91/414/EWG innerhalb von zwei Monaten 
nach Inkrafttreten der genannten Verordnung zurück. 
Daher wurde die Entscheidung 2008/934/EG der Kom­
mission vom 5. Dezember 2008 über die Nichtaufnahme 
bestimmter Wirkstoffe in Anhang I der Richtlinie 
91/414/EWG des Rates und die Rücknahme der Zulas­
sungen für Pflanzenschutzmittel mit diesen Wirkstof­
fen ( 7 ) erlassen, mit der bestimmt wurde, Acrinathrin 
nicht aufzunehmen. 

(4) Gemäß Artikel 6 Absatz 2 der Richtlinie 91/414/EWG 
stellte der ursprüngliche Antragsteller (nachstehend „An­
tragsteller“) einen neuen Antrag auf Anwendung des be­
schleunigten Verfahrens gemäß den Artikeln 14 bis 19 
der Verordnung (EG) Nr. 33/2008 ( 8 ). 

(5) Der Antrag wurde an Frankreich gerichtet, das mit der 
Verordnung (EG) Nr. 1490/2002 als berichterstattender 
Mitgliedstaat benannt worden war. Die Frist für das be­
schleunigte Verfahren wurde eingehalten. Die Spezifika­
tion des Wirkstoffs und die vorgesehenen Anwendungen 
sind identisch mit denjenigen, die Gegenstand der Ent­
scheidung 2008/934/EG waren. Der Antrag genügt fer­
ner den übrigen inhaltlichen und verfahrenstechnischen 
Anforderungen gemäß Artikel 15 der Verordnung (EG) 
Nr. 33/2008.
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(6) Frankreich hat die vom Antragsteller vorgelegten zusätz­
lichen Daten bewertet und einen Zusatzbericht erstellt. Es 
übermittelte diesen Bericht am 14. Januar 2010 der Eu­
ropäischen Behörde für Lebensmittelsicherheit (im Fol­
genden „die Behörde“) und der Kommission. Die Behörde 
leitete den Zusatzbericht zur Stellungnahme an die übri­
gen Mitgliedstaaten und den Antragsteller weiter und 
übermittelte der Kommission die bei ihr eingegangenen 
Stellungnahmen. Gemäß Artikel 20 Absatz 1 der Verord­
nung (EG) Nr. 33/2008 und auf Ersuchen der Kommis­
sion legte die Behörde der Kommission am 21. Oktober 
2010 ihre Schlussfolgerung zu Acrinathrin ( 1 ) vor. Der 
Entwurf des Bewertungsberichts, der Zusatzbericht und 
die Schlussfolgerung der Behörde wurden von den Mit­
gliedstaaten und der Kommission im Ständigen Aus­
schuss für die Lebensmittelkette und Tiergesundheit ge­
prüft und am 17. Juni 2011 in Form des Überprüfungs­
berichts der Kommission für Acrinathrin abgeschlossen. 

(7) Den verschiedenen Untersuchungen zufolge kann davon 
ausgegangen werden, dass Pflanzenschutzmittel, die Acri­
nathrin enthalten, die Anforderungen gemäß Artikel 5 
Absatz 1 Buchstaben a und b der Richtlinie 91/414/EWG 
grundsätzlich erfüllen, insbesondere hinsichtlich der un­
tersuchten und im Überprüfungsbericht der Kommission 
genannten Anwendungen. Daher sollte der Wirkstoff 
Acrinathrin gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 
genehmigt werden. 

(8) Gemäß Artikel 13 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 
1107/2009 in Verbindung mit deren Artikel 6 und an­
gesichts des derzeitigen wissenschaftlichen und tech­
nischen Kenntnisstands sind jedoch bestimmte Auflagen 
und Einschränkungen notwendig. 

(9) Unbeschadet der Schlussfolgerung, dass Acrinathrin ge­
nehmigt werden sollte, ist es daher insbesondere ange­
zeigt, weitere bestätigende Informationen anzufordern. 

(10) Vor der Erteilung der Genehmigung sollte eine angemes­
sene Frist eingeräumt werden, um es den Mitgliedstaaten 
und den Betroffenen zu ermöglichen, sich auf die daraus 
entstehenden neuen Anforderungen vorzubereiten. 

(11) Unbeschadet der in der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 
festgelegten Verpflichtungen aufgrund der Genehmigung 
sollte angesichts der besonderen Situation, die der Über­
gang von der Richtlinie 91/414/EWG zur Verordnung 
(EG) Nr. 1107/2009 mit sich bringt, jedoch Folgendes 
gelten: Die Mitgliedstaaten sollten nach der Erteilung 
der Genehmigung über einen Zeitraum von sechs Mona­
ten verfügen, um die Zulassungen für Acrinathrin ent­
haltende Pflanzenschutzmittel zu überprüfen. Sie sollten 
geltende Zulassungen je nach Sachlage ändern, ersetzen 
oder widerrufen. Abweichend von der oben genannten 
Frist ist für die Übermittlung und Bewertung der aktua­
lisierten vollständigen Unterlagen nach Anhang III für 
jedes Pflanzenschutzmittel und für jede vorgesehene An­

wendung gemäß den in der Richtlinie 91/414/EWG fest­
gelegten einheitlichen Grundsätzen ein längerer Zeitraum 
vorzusehen. 

(12) Die bisherigen Erfahrungen mit der Aufnahme von Wirk­
stoffen, die im Rahmen der Verordnung (EWG) Nr. 
3600/92 der Kommission vom 11. Dezember 1992 
mit Durchführungsbestimmungen für die erste Stufe des 
Arbeitsprogramms gemäß Artikel 8 Absatz 2 der Richt­
linie 91/414/EWG des Rates über das Inverkehrbringen 
von Pflanzenschutzmitteln ( 2 ) bewertet wurden, in An­
hang I der Richtlinie 91/414/EWG haben gezeigt, dass 
bei der Auslegung der Pflichten von Inhabern geltender 
Zulassungen hinsichtlich des Datenzugangs Probleme 
auftreten können. Um weitere Schwierigkeiten zu vermei­
den, erscheint es daher notwendig, die Pflichten der Mit­
gliedstaaten zu klären, insbesondere die Pflicht, zu über­
prüfen, ob der Inhaber einer Zulassung den Zugang zu 
Unterlagen nachweisen kann, die den Anforderungen des 
Anhangs II der genannten Richtlinie genügen. Diese Klä­
rung hat jedoch nicht zur Folge, dass den Mitgliedstaaten 
oder den Zulassungsinhabern neue Pflichten gegenüber 
den bislang erlassenen Richtlinien zur Änderung des An­
hangs I der genannten Richtlinie auferlegt werden. 

(13) Gemäß Artikel 13 Absatz 4 der Verordnung (EG) Nr. 
1107/2009 sollte der Anhang der Verordnung (EU) Nr. 
540/2011 der Kommission vom 25. Mai 2011 zur 
Durchführung der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 des 
Europäischen Parlaments und des Rates hinsichtlich der 
Liste zugelassener Wirkstoffe ( 3 ) entsprechend geändert 
werden. 

(14) Mit der Entscheidung 2008/934/EG wird bestimmt, dass 
Acrinathrin nicht aufgenommen wird und die Zulassun­
gen für Pflanzenschutzmittel mit diesem Wirkstoff bis 
31. Dezember 2011 widerrufen werden müssen. Die 
Zeile betreffend Acrinathrin im Anhang der genannten 
Entscheidung sollte gestrichen werden. Daher sollte die 
Entscheidung 2008/934/EG entsprechend geändert wer­
den. 

(15) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen ent­
sprechen der Stellungnahme des Ständigen Ausschusses 
für die Lebensmittelkette und Tiergesundheit — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Genehmigung des Wirkstoffs 

Der in Anhang I beschriebene Wirkstoff Acrinathrin wird unter 
den dort genannten Bedingungen genehmigt. 

Artikel 2 

Neubewertung von Pflanzenschutzmitteln 

(1) Gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 ändern oder 
widerrufen die Mitgliedstaaten bis 30. Juni 2012 erforderlichen­
falls geltende Zulassungen für Pflanzenschutzmittel, die Acrina­
thrin als Wirkstoff enthalten.
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Bis zu diesem Datum prüfen sie insbesondere, ob die Bedingun­
gen des Anhangs I der vorliegenden Verordnung — mit Aus­
nahme der Bedingungen in Teil B der Spalte „Sonderbestim­
mungen“ dieses Anhangs — erfüllt sind und ob der Zulassungs­
inhaber Unterlagen besitzt oder Zugang zu Unterlagen hat, die 
den Anforderungen von Anhang II der Richtlinie 91/414/EWG 
im Einklang mit deren Artikel 13 Absätze 1 bis 4 und 
Artikel 62 der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 entsprechen. 

(2) Abweichend von Absatz 1 unterziehen die Mitgliedstaa­
ten jedes zugelassene Pflanzenschutzmittel, das Acrinathrin ent­
weder als einzigen Wirkstoff oder als einen von mehreren Wirk­
stoffen enthält, die alle bis spätestens 31. Dezember 2011 im 
Anhang der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 540/2011 ge­
führt wurden, einer Neubewertung nach den einheitlichen 
Grundsätzen gemäß Artikel 29 Absatz 6 der Verordnung (EG) 
Nr. 1107/2009, basierend auf Unterlagen, die den Anforderun­
gen von Anhang III der Richtlinie 91/414/EWG genügen, und 
unter Berücksichtigung von Teil B der Spalte „Sonderbestim­
mungen“ in Anhang I der vorliegenden Verordnung. Sie ent­
scheiden auf der Grundlage dieser Bewertung, ob das Pflanzen­
schutzmittel die Bedingungen gemäß Artikel 29 Absatz 1 der 
Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 erfüllt. Nach dieser Entschei­
dung verfahren die Mitgliedstaaten wie folgt: 

a) Enthält ein Pflanzenschutzmittel Acrinathrin als einzigen 
Wirkstoff, so wird die Zulassung erforderlichenfalls spätes­
tens am 31. Dezember 2015 geändert oder widerrufen; oder 

b) enthält ein Pflanzenschutzmittel Acrinathrin als einen von 
mehreren Wirkstoffen, so wird die Zulassung erforderlichen­

falls entweder bis 31. Dezember 2015 oder bis zu dem 
Datum geändert bzw. widerrufen, das für eine solche Ände­
rung oder einen solchen Widerruf in der oder den Rechts­
vorschrift(en) festgelegt ist, durch die der oder die betref­
fende(n) Wirkstoff(e) in Anhang I der Richtlinie 
91/414/EWG aufgenommen wurde(n); maßgebend ist das 
späteste Datum. 

Artikel 3 

Änderung der Durchführungsverordnung (EU) 
Nr. 540/2011 

Der Anhang der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 540/2011 
wird entsprechend Anhang II der vorliegenden Verordnung ge­
ändert. 

Artikel 4 

Änderung der Entscheidung 2008/934/EG 

Die Zeile betreffend Acrinathrin im Anhang der Entscheidung 
2008/934/EG wird gestrichen. 

Artikel 5 

Inkrafttreten und Anwendung 

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Ver­
öffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Sie gilt ab dem 1. Januar 2012. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Brüssel, den 29. September 2011 

Für die Kommission 
Der Präsident 

José Manuel BARROSO
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ANHANG I 

Gebräuchliche Bezeichnung, 
Kennnummern IUPAC-Bezeichnung Reinheit (1 ) Datum der Genehmigung Befristung der 

Genehmigung Sonderbestimmungen 

Acrinathrin 

CAS-Nr. 101007-06-1 

CIPAC-Nr. 678 

(S)-α-Cyano-3-phenoxybenzyl- 
(Z)-(1R,3S)-2,2-dimethyl-3-[2- 
(2,2,2-trifluor-1-trifluormethy­
lethoxycarbonyl)vinyl]cyclopro­
pancarboxylat oder 

(S)-α-Cyano-3-phenoxybenzyl- 
(Z)-(1R)-cis-2,2-dimethyl-3-[2- 
(2,2,2-trifluor-1-trifluormethy­
lethoxycarbonyl)vinyl]cyclopro­
pancarboxylat 

≥ 970 g/kg 

Verunreinigungen: 

1,3-Dicyclohexylurea: 
höchstens 2 g/kg 

1. Januar 2012 31. Dezember 2021 TEIL A 

Nur Anwendungen als Insektizid und als Akarizid in Mengen von 
höchstens 22,5 g/ha je Anwendung dürfen zugelassen werden. 

TEIL B 

Bei der Anwendung der einheitlichen Grundsätze gemäß 
Artikel 29 Absatz 6 der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 sind 
die Schlussfolgerungen des vom Ständigen Ausschuss für die Le­
bensmittelkette und Tiergesundheit am 15. Juli 2011 abgeschlos­
senen Überprüfungsberichts über Acrinathrin und insbesondere 
dessen Anlagen I und II zu berücksichtigen. 

Bei dieser Gesamtbewertung achten die Mitgliedstaaten insbeson­
dere auf Folgendes: 

a) auf den Schutz von Anwendern und Arbeitern; sie stellen si­
cher, dass die Anwendungsbedingungen gegebenenfalls eine 
angemessene persönliche Schutzausrüstung vorschreiben; 

b) auf das Risiko für aquatische Organismen, vor allem für Fische; 
sie stellen sicher, dass die Zulassungsbedingungen gegebenen­
falls Maßnahmen zur Risikominderung umfassen; 

c) auf das Risiko für Nichtzielarthropoden und Bienen; sie stellen 
sicher, dass die Zulassungsbedingungen Maßnahmen zur Risi­
kominderung umfassen. 

Der Antragsteller legt bestätigende Informationen vor über 

1. das von dem Metaboliten 3-PBAld (*) möglicherweise aus­
gehende Risiko für das Grundwasser; 

2. das chronische Risiko für Fische; 

3. die Risikobewertung für Nichtzielarthropoden; 

4. die potenziellen Auswirkungen auf Arbeiter und Verbraucher 
sowie die Bewertung der Umweltrisiken des möglichen stereo­
selektiven Abbaus jedes Isomers in Pflanzen, Tieren und der 
Umwelt. 

Der Antragsteller übermittelt der Kommission, den Mitgliedstaaten 
und der Behörde die Informationen gemäß den Nummern 1, 2 
und 3 bis zum 31. Dezember 2013 und die Informationen gemäß 
Nummer 4 zwei Jahre nach Annahme einschlägiger Leitlinien. 

(*) 3-Phenoxybenzaldehyd. 
(1 ) Nähere Angaben zur Identität und Spezifikation des Wirkstoffs sind in den entsprechenden Prüfungsberichten enthalten.
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ANHANG II 

In Teil B des Anhangs der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 540/2011 wird folgender Eintrag angefügt: 

Nr. 
Gebräuchliche 
Bezeichnung, 

Kennnummern 
IUPAC-Bezeichnung Reinheit Datum der 

Genehmigung 
Befristung der 
Genehmigung Sonderbestimmungen 

„19 Acrinathrin 

CAS-Nr. 101007-06-1 

CIPAC-Nr. 678 

(S)-α-Cyano-3-phe­
noxybenzyl-(Z)- 
(1R,3S)-2,2-dimethyl- 
3-[2-(2,2,2-trifluor-1- 
trifluormethylethox­
ycarbonyl)vinyl]cyclo­
propancarboxylat oder 

(S)-α-Cyano-3-phe­
noxybenzyl-(Z)-(1R)- 
cis-2,2-dimethyl-3-[2- 
(2,2,2-trifluor-1-triflu­
ormethylethoxycarbo­
nyl)vinyl]cyclopropan­
carboxylat 

≥ 970 g/kg 

Verunreinigungen: 

1,3-Dicyclohexylurea: 
höchstens 2 g/kg 

1. Januar 2012 31. Dezember 2021 TEIL A 

Nur Anwendungen als Insektizid und als Akarizid in Mengen von höchstens 
22,5 g/ha je Anwendung dürfen zugelassen werden. 

TEIL B 

Bei der Anwendung der einheitlichen Grundsätze gemäß Artikel 29 Absatz 6 der 
Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 sind die Schlussfolgerungen des vom Ständigen 
Ausschuss für die Lebensmittelkette und Tiergesundheit am 15. Juli 2011 abge­
schlossenen Überprüfungsberichts über Acrinathrin und insbesondere dessen Anla­
gen I und II zu berücksichtigen. 

Bei dieser Gesamtbewertung achten die Mitgliedstaaten insbesondere auf Folgendes: 

a) auf den Schutz von Anwendern und Arbeitern; sie stellen sicher, dass die An­
wendungsbedingungen gegebenenfalls eine angemessene persönliche Schutzaus­
rüstung vorschreiben; 

b) auf das Risiko für aquatische Organismen, vor allem für Fische; sie stellen sicher, 
dass die Zulassungsbedingungen gegebenenfalls Maßnahmen zur Risikomin­
derung umfassen; 

c) auf das Risiko für Nichtzielarthropoden und Bienen; sie stellen sicher, dass die 
Zulassungsbedingungen Maßnahmen zur Risikominderung umfassen. 

Der Antragsteller legt bestätigende Informationen vor über 

1. das von dem Metaboliten 3-PBAld (*) möglicherweise ausgehende Risiko für das 
Grundwasser; 

2. das chronische Risiko für Fische; 

3. die Risikobewertung für Nichtzielarthropoden; 

4. die potenziellen Auswirkungen auf Arbeiter und Verbraucher sowie die Bewer­
tung der Umweltrisiken des möglichen stereoselektiven Abbaus jedes Isomers in 
Pflanzen, Tieren und der Umwelt. 

Der Antragsteller übermittelt der Kommission, den Mitgliedstaaten und der Behörde 
die Informationen gemäß den Nummern 1, 2 und 3 bis zum 31. Dezember 2013 
und die Informationen gemäß Nummer 4 zwei Jahre nach Annahme einschlägiger 
Leitlinien. 

(*) 3-Phenoxybenzaldehyd.“
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) Nr. 975/2011 DER KOMMISSION 

vom 30. September 2011 

zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte für die Bestimmung der für bestimmtes Obst und Gemüse 
geltenden Einfuhrpreise 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates vom 
22. Oktober 2007 über eine gemeinsame Organisation der 
Agrarmärkte und mit Sondervorschriften für bestimmte land­
wirtschaftliche Erzeugnisse (Verordnung über die einheitliche 
GMO) ( 1 ), 

gestützt auf die Durchführungsverordnung (EU) Nr. 543/2011 
der Kommission vom 7. Juni 2011 mit Durchführungsbestim­
mungen zur Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates für die 
Sektoren Obst und Gemüse und Verarbeitungserzeugnisse aus 
Obst und Gemüse ( 2 ), insbesondere auf Artikel 136 Absatz 1, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die in Anwendung der Ergebnisse der multilateralen Handels­
verhandlungen der Uruguay-Runde von der Kommission fest­
zulegenden, zur Bestimmung der pauschalen Einfuhrwerte zu 
berücksichtigenden Kriterien sind in der Durchführungsverord­
nung (EU) Nr. 543/2011 für die in ihrem Anhang XVI Teil A 
aufgeführten Erzeugnisse und Zeiträume festgelegt — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die in Artikel 136 der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 
543/2011 genannten pauschalen Einfuhrwerte sind im Anhang 
der vorliegenden Verordnung festgesetzt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 1. Oktober 2011 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 30. September 2011 

Für die Kommission, 
im Namen des Präsidenten, 

José Manuel SILVA RODRÍGUEZ 
Generaldirektor für Landwirtschaft und ländliche 

Entwicklung
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ANHANG 

Pauschale Einfuhrwerte für die Bestimmung der für bestimmtes Obst und Gemüse geltenden Einfuhrpreise 

(EUR/100 kg) 

KN-Code Drittland-Code ( 1 ) Pauschaler Einfuhrwert 

0702 00 00 BR 31,9 
MK 28,2 
ZZ 30,1 

0707 00 05 MK 44,0 
TR 111,6 
ZZ 77,8 

0709 90 70 TR 107,9 
ZZ 107,9 

0805 50 10 AR 67,9 
BR 41,3 
CL 65,2 
TR 65,3 
UY 61,2 
ZA 73,7 
ZZ 62,4 

0806 10 10 CL 71,6 
EG 65,0 
MK 82,2 
TR 98,7 
ZA 61,1 
ZZ 75,7 

0808 10 80 CL 76,1 
CN 82,6 
NZ 103,8 
US 83,1 
ZA 88,5 
ZZ 86,8 

0808 20 50 CN 88,7 
TR 120,5 
ZZ 104,6 

( 1 ) Nomenklatur der Länder gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1833/2006 der Kommission (ABl. L 354 vom 14.12.2006, S. 19). Der Code 
„ZZ“ steht für „Andere Ursprünge“.
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) Nr. 976/2011 DER KOMMISSION 

vom 30. September 2011 

zur Festsetzung der ab dem 1. Oktober 2011 im Getreidesektor geltenden Einfuhrzölle 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates vom 
22. Oktober 2007 über eine gemeinsame Organisation der 
Agrarmärkte und mit Sondervorschriften für bestimmte land­
wirtschaftliche Erzeugnisse (Verordnung über die einheitliche 
GMO) ( 1 ), 

gestützt auf die Verordnung (EU) Nr. 642/2010 der Kommis­
sion vom 20. Juli 2010 mit Durchführungsbestimmungen zur 
Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates hinsichtlich der Ein­
fuhrzölle im Getreidesektor ( 2 ), insbesondere auf Artikel 2 
Absatz 1, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Gemäß Artikel 136 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 
1234/2007 ist der Einfuhrzoll auf Erzeugnisse der KN- 
Codes 1001 10 00, 1001 90 91, ex 1001 90 99 (Weich­
weizen hoher Qualität), 1002, ex 1005, ausgenommen 
Hybrid zur Aussaat, und ex 1007, ausgenommen Hybrid 
zur Aussaat, gleich dem für diese Erzeugnisse bei der 
Einfuhr geltenden Interventionspreis zuzüglich 55 % 
und abzüglich des cif-Einfuhrpreises für die betreffende 
Sendung. Dieser Zoll darf jedoch den Zollsatz des Ge­
meinsamen Zolltarifs nicht überschreiten. 

(2) Gemäß Artikel 136 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 
1234/2007 werden zur Berechnung des Einfuhrzolls ge­
mäß Absatz 1 desselben Artikels für die dort genannten 
Erzeugnisse regelmäßig repräsentative cif-Einfuhrpreise 
festgestellt. 

(3) Gemäß Artikel 2 Absatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 
642/2010 ist der für die Berechnung des Einfuhrzolls 
auf Erzeugnisse der KN-Codes 1001 10 00, 1001 90 91, 
ex 1001 90 99 (Weichweizen hoher Qualität), 1002 00, 
1005 10 90, 1005 90 00 und 1007 00 90 zugrunde zu 
legende Preis der nach der Methode in Artikel 5 der 
genannten Verordnung bestimmte tägliche repräsentative 
cif-Einfuhrpreis. 

(4) Es sind die Einfuhrzölle für den Zeitraum ab dem 
1. Oktober 2011 festzusetzen; diese gelten, bis eine Neu­
festsetzung in Kraft tritt — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Ab dem 1. Oktober 2011 werden die im Getreidesektor gemäß 
Artikel 136 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 
geltenden Einfuhrzölle in Anhang I der vorliegenden Verord­
nung unter Zugrundelegung der in Anhang II angegebenen Be­
standteile festgesetzt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 1. Oktober 2011 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Brüssel, den 30. September 2011 

Für die Kommission, 
im Namen des Präsidenten, 

José Manuel SILVA RODRÍGUEZ 
Generaldirektor für Landwirtschaft und ländliche 

Entwicklung
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ANHANG I 

Ab dem 1. Oktober 2011 für die Erzeugnisse gemäß Artikel 136 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 
geltende Einfuhrzölle 

KN-Code Warenbezeichnung Einfuhrzoll ( 1 ) 
(EUR/t) 

1001 10 00 HARTWEIZEN hoher Qualität 0,00 

mittlerer Qualität 0,00 

niederer Qualität 0,00 

1001 90 91 WEICHWEIZEN, zur Aussaat 0,00 

ex 1001 90 99 WEICHWEIZEN hoher Qualität, anderer als zur Aussaat 0,00 

1002 00 00 ROGGEN 0,00 

1005 10 90 MAIS, zur Aussaat, anderer als Hybridmais 0,00 

1005 90 00 MAIS, anderer als zur Aussaat ( 2 ) 0,00 

1007 00 90 KÖRNER-SORGHUM, zur Aussaat, anderer als 
Hybrid-Körner-Sorghum 

0,00 

( 1 ) Für Ware, die über den Atlantik oder durch den Suez-Kanal nach der Union geliefert wird (siehe Artikel 2 Absatz 4 der Verordnung 
(EU) Nr. 642/2010), kann der Zoll ermäßigt werden um 

— 3 EUR/t, wenn sie in einem Hafen am Mittelmeer oder Schwarzen Meer entladen wird, 

— 2 EUR/t, wenn sie in einem Hafen in Dänemark, Estland, Irland, Lettland, Litauen, Polen, Finnland, Schweden, im Vereinigten 
Königreich oder an der Atlantikküste der Iberischen Halbinsel entladen wird. 

( 2 ) Der Zoll kann pauschal um 24 EUR/t ermäßigt werden, wenn die Bedingungen nach Artikel 3 der Verordnung (EU) 
Nr. 642/2010 erfüllt sind.
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ANHANG II 

Berechnungsbestandteile für die Zölle in Anhang I 

16.9.2011-29.9.2011 

1. Durchschnittswerte für den in Artikel 2 Absatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 642/2010 genannten Bezugszeitraum: 

(EUR/t) 

Weichweizen ( 1 ) Mais Hartweizen hoher 
Qualität 

Hartweizen mitt­
lerer 

Qualität ( 2 ) 

Hartweizen niede­
rer 

Qualität ( 3 ) 

Börsennotierungen Minnéapolis Chicago — — — 

Notierung 245,03 191,46 — — — 

FOB-Preis USA — — 352,28 342,28 322,28 

Golf-Prämie — 16,31 — — — 

Prämie/Große Seen 28,29 — — — — 

( 1 ) Positive Prämie von 14 EUR/t inbegriffen (Artikel 5 Absatz 3 der Verordnung (EU) Nr. 642/2010). 
( 2 ) Negative Prämie von 10 EUR/t (Artikel 5 Absatz 3 der Verordnung (EU) Nr. 642/2010). 
( 3 ) Negative Prämie von 30 EUR/t (Artikel 5 Absatz 3 der Verordnung (EU) Nr. 642/2010). 

2. Durchschnittswerte für den in Artikel 2 Absatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 642/2010 genannten Bezugszeitraum: 

Frachtkosten: Golf von Mexiko–Rotterdam: 18,61 EUR/t 

Frachtkosten: Große Seen–Rotterdam: 51,95 EUR/t
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BESCHLÜSSE 

BESCHLUSS DES RATES 

vom 22. September 2011 

zur Ernennung von drei deutschen Mitgliedern des Ausschusses der Regionen und vier deutschen 
Stellvertretern im Ausschuss der Regionen 

(2011/643/EU) 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, insbesondere auf Artikel 305, 

auf Vorschlag der deutschen Regierung, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Der Rat hat am 22. Dezember 2009 und am 18. Januar 
2010 die Beschlüsse 2009/1014/EU ( 1 ) und 
2010/29/EU ( 2 ) zur Ernennung der Mitglieder des Aus­
schusses der Regionen und ihrer Stellvertreter für den 
Zeitraum vom 26. Januar 2010 bis zum 25. Januar 
2015 angenommen. 

(2) Infolge des Ablaufs der Amtszeit von Herrn Karl-Heinz 
KLÄR, Frau Kerstin KIESSLER und Herrn Rolf HARLING­
HAUSEN sind drei Sitze von Mitgliedern des Ausschusses 
der Regionen frei geworden. Infolge des Ablaufs der 
Amtszeit von Frau Nicole MORSBLECH, Herrn Peter 
STRAUB, Herrn Michael GWOSDZ und Frau Jacqueline 
KRAEGE sind vier Sitze von Stellvertretern im Ausschuss 
der Regionen frei geworden — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Ernannt werden jeweils für die verbleibende Amtszeit, d. h. bis 
zum 25. Januar 2015, 

a) zu Mitgliedern des Ausschusses der Regionen: 

— Frau Dr. EVA QUANTE-BRANDT, Staatsrätin, Mitglied des 
Senats der Freien Hansestadt Bremen, 

— Frau Margit CONRAD, Bevollmächtigte des Landes Rhein­
land-Pfalz beim Bund und für Europa, 

— Frau Barbara DUDEN, Mitglied des Europaausschusses der 
Hamburgischen Bürgerschaft;. 

b) zu Stellvertretern im Ausschuss der Regionen: 

— Frau Ulrike HÖFKEN, Ministerin für Umwelt, Landwirtschaft, 
Ernährung, Weinbau und Forsten, 

— Herr Nils WIECHMANN, Mitglied des Landtages, 

— Herr Heino VAHLDIECK, Mitglied des Europaausschusses der 
Hamburgischen Bürgerschaft, 

— Herr Peter FRIEDRICH, Minister für Bundesrat, Europa und 
internationale Angelegenheiten. 

Artikel 2 

Dieser Beschluss tritt am Tag seiner Annahme in Kraft. 

Geschehen zu Brüssel am 22. September 2011. 

Im Namen des Rates 
Der Präsident 

J. MILLER

DE 1.10.2011 Amtsblatt der Europäischen Union L 255/11 

( 1 ) ABl. L 348 vom 29.12.2009, S. 22. 
( 2 ) ABl. L 12 vom 19.1.2010, S. 11.



EMPFEHLUNGEN 

EMPFEHLUNG DES RATES 

vom 15. Februar 2011 

über die Entlastung der Kommission zur Ausführung der Rechnungsvorgänge des Europäischen 
Entwicklungsfonds (10. EEF) für das Haushaltsjahr 2009 

(2011/644/EU) 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf das am 23. Juni 2000 in Cotonou unterzeichnete 
Partnerschaftsabkommen zwischen den Mitgliedern der Gruppe 
der Staaten in Afrika, im Karibischen Raum und im Pazifischen 
Ozean einerseits und der Europäischen Gemeinschaft und ihren 
Mitgliedstaaten andererseits ( 1 ), geändert durch das am 25. Juni 
2005 in Luxemburg unterzeichnete Abkommen ( 2 ), 

gestützt auf das Interne Abkommen zwischen den im Rat ver­
einigten Vertretern der Regierungen der Mitgliedstaaten über die 
Finanzierung der im mehrjährigen Finanzrahmen für den Zeit­
raum 2008-2013 bereitgestellten Gemeinschaftshilfe im Rah­
men des AKP-EG-Partnerschaftsabkommens und über die Bereit­
stellung von Finanzhilfe für die überseeischen Länder und Ge­
biete, auf die der vierte Teil des EG-Vertrags Anwendung fin­
det ( 3 ) (im Folgenden „Internes Abkommen“), mit dem unter 
anderem der 10. Europäische Entwicklungsfonds (im Folgenden 
„10. EEF“) eingesetzt wurde, insbesondere auf Artikel 11 
Absatz 8, 

gestützt auf die auf den 10. Europäischen Entwicklungsfonds 
anwendbare Verordnung (EG) Nr. 215/2008 des Rates vom 
18. Februar 2008 über die Finanzregelung für den 10. Europäi­
schen Entwicklungsfonds ( 4 ), insbesondere auf die Artikel 142 
bis 144, 

nach Prüfung der zum 31. Dezember 2009 festgestellten Haus­
haltsrechnung und der Übersicht über die Rechnungsvorgänge 
des 10. EEF sowie des Jahresberichts des Rechnungshofs über 
die Tätigkeiten im Rahmen des achten, neunten und zehnten 
Europäischen Entwicklungsfonds (EEF) ( 5 ) zum Haushaltsjahr 
2009 mit den Antworten der Kommission, die in dem Jahres­
bericht enthalten sind, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Nach Artikel 11 Absatz 8 des Internen Abkommens ist 
der Kommission die Entlastung für die Finanzverwaltung 
des 10. EEF vom Europäischen Parlament auf Empfeh­
lung des Rates zu erteilen. 

(2) Die Kommission hat die Rechnungsvorgänge des 10. EEF 
im Haushaltsjahr 2009 insgesamt zufrieden stellend 
ausgeführt — 

EMPFIEHLT dem Europäischen Parlament, der Kommission die 
Entlastung für die Ausführung der Rechnungsvorgänge des 10. 
EEF für das Haushaltsjahr 2009 zu erteilen. 

Geschehen zu Brüssel am 15. Februar 2011. 

Im Namen des Rates 
Der Präsident 

MATOLCSY Gy.
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EMPFEHLUNG DES RATES 

vom 15. Februar 2011 

über die Entlastung der Kommission zur Ausführung der Rechnungsvorgänge des Europäischen 
Entwicklungsfonds (8. EEF) für das Haushaltsjahr 2009 

(2011/645/EU) 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf das am 15. Dezember 1989 in Lomé unterzeich­
nete Vierte AKP-EWG-Abkommen ( 1 ), geändert durch das am 
4. November 1995 in Mauritius unterzeichnete Abkommen ( 2 ), 

gestützt auf das Interne Abkommen zwischen den im Rat ver­
einigten Vertretern der Mitgliedstaaten über die Finanzierung 
und Verwaltung der Hilfen der Gemeinschaft im Rahmen des 
zweiten Finanzprotokolls des Vierten AKP-EG-Abkommens ( 3 ) 
(im Folgenden „Internes Abkommen“), mit dem unter anderem 
der 8. Europäische Entwicklungsfonds (im Folgenden „8. EEF“) 
eingesetzt wurde, insbesondere auf Artikel 33 Absatz 3, 

gestützt auf die Finanzregelung vom 16. Juni 1998 für die 
Zusammenarbeit bei der Entwicklungsfinanzierung im Rahmen 
des Vierten AKP-EG-Abkommens ( 4 ), insbesondere auf die 
Artikel 66 bis 74, 

nach Prüfung der zum 31. Dezember 2009 festgestellten Haus­
haltsrechnung und der Übersicht über die Rechnungsvorgänge 
des 8. EEF sowie des Jahresberichts des Rechnungshofs über die 
Tätigkeiten im Rahmen des achten, neunten und zehnten Euro­

päischen Entwicklungsfonds (EEF) ( 5 ) zum Haushaltsjahr 2009 
mit den Antworten der Kommission, die in dem Jahresbericht 
enthalten sind, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Nach Artikel 33 Absatz 3 des Internen Abkommens ist 
der Kommission die Entlastung für die Finanzverwaltung 
des 8. EEF vom Europäischen Parlament auf Empfehlung 
des Rates zu erteilen. 

(2) Die Kommission hat die Rechnungsvorgänge des 8. EEF 
im Haushaltsjahr 2009 insgesamt zufrieden stellend 
ausgeführt — 

EMPFIEHLT dem Europäischen Parlament, der Kommission die 
Entlastung für die Ausführung der Rechnungsvorgänge des 8. 
EEF für das Haushaltsjahr 2009 zu erteilen. 

Geschehen zu Brüssel am 15. Februar 2011. 

Im Namen des Rates 
Der Präsident 

MATOLCSY Gy.
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